 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/3100112/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch den Richter Mag. David Hell LL.B. LL.M. in der
Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf1-Adr*** vertreten durch Ernst & Young

Steuerberatungsgesellschaft m.b.H., Wagramer StraRe 19, 1220 Wien, Uber die Beschwerden

1. vom 29. Dezember 2023 gegen die Bescheide des Finanzamtes fiir GroBbetriebe vom
1. Juni 2023 betreffend Festsetzung der Stabilitdtsabgabe fiir die Jahre 2017 bis 2022,

2. vom 5. Marz 2024 gegen den Bescheid des Finanzamtes fiir GroRBbetriebe vom
26. Februar 2024 betreffend Festsetzung der Stabilitatsabgabe fiir 2023

zu Recht:
I. Die Beschwerden werden als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

1. Verfahrensgang und Parteienvorbringen

Im Frihjahr 2024 langten beim Bundesfinanzgericht von 22 beschwerdefiihrenden Banken
desselben Sektors 43 im Wesentlichen gleichlautende Beschwerden derselben steuerlichen
Vertretung betreffend Stabilitatsabgabe ein. Strittig ist in all diesen Verfahren, ob Forderungen
an das Zentralinstitut, entstanden aus der Erflllung von Liquiditatshaltungsbestimmungen, von
der unkonsolidierten Bilanzsumme (Bemessungsgrundlage der Stabilitdtsabgabe) abgezogen
werden kdnnen, weil sie im Sinne des § 2 Abs. 2 Z 3a StabAbgG als ,,Verpflichtungen gegeniiber
Kreditinstituten, soweit diese aus der Erfiillung des Liquiditdtserfordernisses gemdfs Teil 6 der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 entstanden sind“ zu werten waren.
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Einer dieser Beschwerden gab das Bundesfinanzgericht mit Entscheidung vom 6.5.2024,
RV/3100153/2024, statt. Der dagegen erhobenen Amtsrevision folgend hob der Verwaltungs-
gerichtshof dieses Erkenntnis auf (VWGH 20.11.2024, Ro 2024/13/0019).

Um Wiederholungen zu vermeiden, wird zu den Vorbringen der beschwerdefiihrenden Partei
(bfP) auf das vom Sachverhalt und von der Rechtsfrage her idente obgenannte Verfahren
verwiesen. Daneben macht die bfP weiters geltend, es stelle einen unsachlichen Systembruch,
eine unsachliche Differenzierung zwischen Einlagensicherung und Liquiditatsverbund, eine
sachwidrige Besteuerung gedeckter Einlagen, eine Benachteiligung gegeniiber Kreditinstituten,
die keinem Liquiditatsverbund angehdren miissen und eine gleichheitswidrige Differenzierung
innerhalb der dezentralen Sektoren dar, die Kiirzungsbestimmungen des § 2 Abs. 2Z 3a
StabAbgG auf die Liquiditatsreserve in den zweistufigen Sektoren nicht anzuwenden.

In der nach Fristverlangerungsantrag rechtzeitig eingebrachten Beschwerde vom 29.12.2023
hinsichtlich der Jahre 2017 bis 2022 hat die bfP beantragt, dass eine Beschwerdevorent-
scheidung unterbleiben moge. Die belangte Behérde hat dem folgend die Beschwerde am
11.3.2024 dem Bundesfinanzgericht vorgelegt. Am 21.3.2024 hat die belangte Behdrde dem
Bundesfinanzgericht auch die Beschwerde vom 5.3.2024 hinsichtlich des Jahres 2023 wie
beantragt ohne Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung vorgelegt.

Auf die beantragte mindliche Verhandlung verzichtete die bfP mit Schreiben vom 30.1.2025.

2. Sachverhalt

Die bfP ist ein Kreditinstitut im Rahmen eines zweistufigen Bankenverbundes, das der
Stabilitdtsabgabe unterliegt. Im Zeitraum 2017 bis 2023 hat sie die jeweils in der Bilanz
ausgewiesene Forderung an das Zentralinstitut, entstanden aus der Erflllung von
Liquiditatshaltungsbestimmungen, von der durchschnittlichen unkonsolidierten Bilanzsumme
iSd § 2 Abs. 2 Z 3a StabAbgG als ,Verpflichtungen gegeniiber Kreditinstituten, soweit diese aus
der Erfiillung des Liquiditétserfordernisses gemdfs Teil 6 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
entstanden sind“, abgezogen. Vom Finanzamt wurde dieser Abzug nicht anerkannt.

Die strittigen Bemessungsgrundlagen bzw. Abgaben betragen:

bekimpfte Bescheide Beschwerdebegehren

Bemessungsgrundlage Stabilitdtsabgabe |Bemessungsgrundlage Stahbilitatsabgabe
2017 B01.150.023,81 120.276,00 675.796.573,81 50.191,17
2018 B54.967.274,50 133.192,14 714.509.649,50 55.482,31
2019 843.761.283,10 154.502,70 787.675.115,73 117.042,02
2020 1.072.803.794 42 185.472,91 896.193.519,18 143.086,44
2021 1.232.581.205,61 223.819,48 1.033.054.306,78 175.933,03
2022 1.405.934.571 42 265.424,29 1.173.430.446,12 205.623,31
2023 1.475.405.075 98 282.097,21 1.214.350.668,96 215.453,76
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3. Beweiswiirdigung

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem schliissigen und libereinstimmenden Vorbringen der
beiden Parteien. Er war zwischen den Parteien zudem zu keiner Zeit strittig. Das Gericht konnte
ihn daher ohne Bedenken seiner Entscheidung zugrunde legen.

4. Rechtliche Beurteilung

4.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

Zur Anwendbarkeit des § 2 Abs. 2 Z 3a StabAbgG auf die vorliegende Fallkonstellation hat der
VWGH in seinem Erkenntnis vom 20.11.2024, Ro 2024/13/0019, ausgesprochen:

»,Da [...] eine Verminderung nur in jenem Ausmaf zuldssig ist, als Forderungen an das
Zentralinstitut (oder ein anderes Kreditinstitut) bestehen, kann die Verminderung der
Bemessungsgrundlage nach dieser Ziffer nur im Fall eines mehrstufigen Bankenverbundes
eintreten, da nur in diesem Fall sowohl Verpflichtungen gegeniiber einem Kreditinstitut

(aus der Erfiillung eines Liquiditdtserfordernisses), anderseits aber auch Forderungen an das
Zentralinstitut bestehen kénnen. Eine derartige Verminderung der Bemessungsgrundlage wird
daher insbesondere bei einem dreistufigen Bankenverbund, und zwar auf Ebene der
Landesbank eintreten kénnen, bei welcher Verpflichtungen gegeniiber dem Primdrinstitut und
Forderungen gegeniiber dem Zentralinstitut bestehen.

[...]

Bei einem (wie hier vorliegenden) zweistufigen Bankenverbund liegen hingegen nicht (beim
selben Kreditinstitut) sowohl Verpflichtungen (aus der Erfiillung eines Liquiditétserfordernisses)
als auch Forderungen gegeniiber dem Zentralinstitut vor.”

Die bfP hat in ihrem Schreiben vom 30.1.2025 ausdriicklich mitgeteilt, dass der Sachverhalt im
vorliegenden Verfahren mit dem Sachverhalt, welcher der oben zitierten Entscheidung des
Verwaltungsgerichtshofes zugrunde liegt, vergleichbar ist und dieselben Rechtsvorschriften
betroffen sind. Die Beschwerden waren daher — der zitierten Judikatur des Verwaltungs-
gerichtshofes folgend — als unbegriindet abzuweisen.

Das Bundesfinanzgericht sieht sich nicht veranlasst, die von der bfP gedulSerten verfassungs-
rechtlichen Bedenken aufzugreifen, zumal auch der Verwaltungsgerichtshof in seinem
Erkenntnis vom 20.11.2024, Ro 2024/13/0019, keine derartigen Bedenken aufzeigt. Zudem ist
die Bestimmung des § 2 Abs. 2 Z 3a StabAbgG nach der vom erkennenden Gericht geteilten
Ansicht des Verwaltungsgerichtshofes auf den vorliegenden Fall iberhaupt nicht anwendbar,
sodass die gegenstandliche Norm mangels Prajudizialitat gar nicht zum Gegenstand eines
Normenpriifungsantrages des erkennenden Gerichts erhoben werden kann.
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4.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die gegenstandliche Rechtsfrage ist durch VwGH 20.11.2024, Ro 2024/13/0019, bereits gelost,

weshalb die Revision nicht zuzulassen war.

Innsbruck, am 30. Janner 2025

4von4



	Entscheidungsgründe
	1. Verfahrensgang und Parteienvorbringen
	2. Sachverhalt
	3. Beweiswürdigung
	4. Rechtliche Beurteilung
	4.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	4.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)



